
 
 
 

 

 

 

 

Einladung zur Hauptversammlung des 

Handball-Spiel-Verein Solingen-Gräfrath 76 e.V.  
Liebe Mitglieder, 

hiermit laden wir Euch zur Hauptversammlung des Handball-Spiel-Verein Solingen-Gräfrath 76 
e.V. ein. 

Datum: 14.09.2026 

Uhrzeit: 19 Uhr 
Ort:  Mensa der Alexander Coppel Gesamtschule Wupperstr.126 in 42651 Solingen    

 

Die Hauptversammlung wird gemäß der Satzung unter Einhaltung der Einladungsfrist 
einberufen. 

Tagesordnung 
 

1.Beschlussfassung über die Änderung der Satzung 
Der Vorstand schlägt vor, die Satzung des Vereins zu ändern. Gegenstand der Beschlussfassung 
sind ausschließlich die nachfolgend aufgeführten Änderungen und Ergänzungen der Satzung. 

Die vollständige Änderungsfassung sowie eine Reinfassung der Satzung werden den Mitgliedern 
zusammen mit dieser Einladung zur Verfügung gestellt. 



 
 
 
1.1 Änderung des Satzungsstandes / Beschlussdatums 
Bisherige Fassung 
Satzung des Vereins 
Handball-Spiel-Verein Solingen-Gräfrath 76 e.V. 
(Stand 25.05.2021) 

sowie am Ende der Satzung: 

Solingen, 25.05.2021 

Satzung HSV Solingen Gräfrath e.V. gültige Fassung beschlossen auf der Hauptversammlung 
vom 13.12.2012 zuletzt geändert durch die Hauptversammlung am 25.05.2021 

Neue Fassung 
Satzung des Vereins 
Handball-Spiel-Verein Solingen-Gräfrath 76 e.V. 

Entwurf Stand 17.06.2026 

sowie am Ende der Satzung: 

Solingen, 14.09.2026 

Satzung HSV Solingen Gräfrath e.V. gültige Fassung beschlossen auf der Hauptversammlung 
vom 13.12.2012, zuletzt geändert durch Beschluss der Mitgliederversammlung am (Datum 
einfügen) 

Begründung / Erläuterung 
Die Angaben zum Stand der Satzung und zum Änderungsdatum werden aktualisiert. Da der 
Termin der Mitgliederversammlung noch nicht feststeht, wird das konkrete Beschlussdatum 
zunächst offengelassen und nach der Versammlung eingetragen. 

1.2 Ergänzung eines neuen § 5a — Schutz vor Gewalt und Kinderschutz 
Neue Fassung 
Nach § 5 wird folgender neuer § 5a eingefügt: 

§ 5a - Schutz vor Gewalt und Kinderschutz 
Grundbekenntnis: Der Verein, seine Mitglieder, Mitarbeitenden sowie Beauftragten bekennen 
sich zu den Grundsätzen eines umfassenden Kinder- und Jugendschutzes. Der Verein verurteilt 
jegliche Form von Gewalt, unabhängig davon, ob sie körperlicher, seelischer oder sexualisierter 
Art ist. 

Schutzkonzept: Der Verein verpflichtet sich zur Entwicklung, Anwendung und regelmäßigen 
Überprüfung eines institutionellen Schutzkonzepts. Dieses Konzept ist für alle im Verein tätigen 
Personen verbindlich. 



 
 
 
Anforderungen an Tätige: Personen, die Kinder oder Jugendliche betreuen, müssen ihre 
persönliche Eignung durch die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses sowie die 
Unterzeichnung eines Verhaltenskodex (Ehrenkodex) nachweisen. 

Begründung / Erläuterung 
Der Schutz von Kindern und Jugendlichen soll ausdrücklich in der Satzung verankert werden. 
Damit bekennt sich der Verein klar gegen jede Form von Gewalt und verpflichtet sich zu einem 
verbindlichen Schutzkonzept. Zugleich wird geregelt, dass Personen, die mit Kindern und 
Jugendlichen arbeiten, bestimmte Eignungsnachweise erbringen müssen. 

1.3 Ergänzung eines neuen § 5b — Sanktionen und Mitgliederausschluss 
Neue Fassung 
Nach § 5a wird folgender neuer § 5b eingefügt: 

§ 5b - Sanktionen und Mitgliederausschluss 
Ausschlusstatbestand: Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn er 
fahrlässig gegen die Grundsätze des Schutzkonzepts oder den Verhaltenskodex verstößt. Ein 
wichtiger Grund liegt insbesondere bei Handlungen vor, welche die körperliche oder seelische 
Unversehrtheit anderer Mitglieder verletzen. 

Verfahren: Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand nach Anhörung des betroffenen 
Mitglieds. Bis zum Abschluss des Verfahrens kann der Vorstand das Ruhen der Mitgliedschaft 
und ein Betretungsverbot für Vereinsanlagen anordnen. 

Begründung / Erläuterung 
Die Regelung stellt klar, dass Verstöße gegen das Schutzkonzept oder den Verhaltenskodex 
Konsequenzen haben können. Der Verein erhält damit eine ausdrückliche Grundlage, um bei 
Gefährdungen schnell zu reagieren und betroffene Personen bis zur abschließenden 
Entscheidung zu schützen. 

1.4 Neufassung von § 7 — Mitgliederversammlung 
Der bisherige § 7 der Satzung soll vollständig aufgehoben und durch die nachfolgende 
Neufassung ersetzt werden. 

Bisherige Fassung 

§ 7 – Mitgliederversammlung 
1. Die Mitgliederversammlung soll vom Vorstand mindestens einmal im Jahr als 

Jahreshauptversammlung einberufen werden oder wenn die Belange des Vereins es 
erfordern. Sie ist ferner unverzüglich einzuberufen, wenn 20 % der Vereinsmitglieder dies 
schriftlich unter Angabe der Gründe sowie einer Tagesordnung beim Vorstand beantragen. 
Die Einberufung hat schriftlich unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen mit 
Bekanntgabe der Tagesordnung zu erfolgen. 

2. Die Leitung der Versammlung obliegt dem Vorsitzenden des Vorstandes, im Falle der 
Verhinderung seinem Stellvertreter oder bei dessen Verhinderung einem von der 
Mitgliederversammlung gewählten Versammlungsleiter. Anträge zur 
Mitgliederversammlung müssen mindestens eine Woche vorher schriftlich dem Vorstand 



 
 
 

eingereicht werden und begründet sein. Die Mitgliederversammlung kann mit einfacher 
Mehrheit der Anwesenden beschließen, später eingegangene Anträge zu behandeln. 

3. Die Jugendabteilungen des Vereins wählen nach einer gesonderten Jugendordnung ein 
volljähriges Vereinsmitglied zum Jugendwart als von ihnen vorgeschlagenes 
Vorstandsmitglied. Dieser Vorschlag des Jugendtages ist von der Mitgliederversammlung 
durch Beschluss zu bestätigen. 

4. Der Mitgliederversammlung (MV) obliegen: 

 Entgegennehmen des Rechenschaftsberichts des Vorstandes 
 Entlastung des Vorstandes 
 Wahl eines neuen Vorstandes 
 Genehmigung des Jahresabschlusses 
 Die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge 
 Die MV kann einen Beirat (Ehrenrat) installieren und wählt dessen Mitglieder 
 Änderungen der Satzung 
 Wahl von 2 Kassenprüfer, sofern der Abschluss nicht von einem Mitglied der steuer- und 

wirtschaftsberatenden Berufe erstellt worden ist 
 Entscheidung über eingereichte Anträge 
 Auflösen des Vereins 

5. Beschlussfähig ist jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung. Sie 
entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder, soweit nicht über 
Satzungsänderungen oder über die Auflösung des Vereins beschlossen werden soll. 

6. Die Mitgliederversammlung kann unter Verzicht auf Form- und Fristvorschriften im Wege 
eines schriftlichen Umlaufbeschlusses beschließen, sofern die Beschlussfassung einstimmig 
erfolgt. 

7. Über jede Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die von dem die 
Versammlung leitenden Vorstandsmitglied und einem von diesem zu bestimmenden 
Protokollführer zu unterzeichnen ist. Die Niederschriften sind auf der jeweils nächsten 
ordentlichen Mitgliederversammlung zu genehmigen und aufzubewahren. 

Neue Fassung 

§ 7 – Mitgliederversammlung 
1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. 
2. Jede natürliche Person und jede juristische Person hat jeweils nur eine Stimme. Die 

Mitgliederrechte juristischen Personen werden durch ihre satzungsgemäßen Vertreter 
wahrgenommen. 

3. Eine Vertretung auf der Mitgliederversammlung jedes Mitgliedes kann auch auf Grund einer 
schriftlichen Vollmacht durch ein anderes Vereinsmitglied erfolgen. Diese ist vor 
Versammlungsbeginn dem Vorstand im Original vorzulegen. Eine Bevollmächtigung durch 
Textform ist nur zulässig, wenn die Vollmacht mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur gemäß Artikel 3 Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 (eIDAS-VO) versehen ist. 

4. Eine Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Kalenderjahr statt. Die 
Mitgliederversammlung sollte jeweils bis zum 30. April durchgeführt werden. 



 
 
 
5. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei 

Wochen in Textform unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem 
auf die Absendung der Einladung folgenden Tag. Die Tagesordnung setzt der Vorstand durch 
Beschluss fest. Es sind alle Mitglieder zur Teilnahme einzuladen. 

6. Der Vorstand kann jederzeit eine Mitgliederversammlung einberufen, wenn das Interesse 
des Vereins es erfordert. Sie muss einberufen werden, wenn es von mindestens 20 % aller 
Mitglieder in Textform unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt 
wird. Gegenstand der Beschlussfassung einer derartigen Mitgliederversammlung sind nur 
die mit der Einberufung mitgeteilten Tagesordnungspunkte. Ergänzungen der Tagesordnung 
sowie weitere Anträge sind ausgeschlossen. Einberufungsform und -frist ergeben sich aus 
Absatz 3. 

7. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Anzahl 
der anwesenden Mitglieder beschlussfähig. 

8. Die Mitgliederversammlung wird von dem/der Vorsitzenden, bei dessen/deren 
Verhinderung von einem anderen Mitglied des Vorstandes geleitet. Ist kein Mitglied des 
Vorstands anwesend, bestimmt die Versammlung den/die Versammlungsleiterin. Der/Die 
Versammlungsleiterin bestimmt den/die Protokollführerin. Der/Die Versammlungsleiterin 
kann die Leitung der Versammlung auf eine andere Person übertragen. 

9. Alle Abstimmungen und Wahlen erfolgen grundsätzlich offen per Handzeichen oder bei 
Teilnahme an einer virtuellen oder hybriden Mitgliederversammlung auch durch 
elektronische Stimmabgabe. Wenn geheime Abstimmung beantragt wird, entscheidet 
darüber die Mitgliederversammlung. Eine geheime Abstimmung ist durchzuführen, wenn 
dies von mindestens einem Fünftel der abgegebenen gültigen Stimmen verlangt wird. 

10. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 
Stimmenthaltungen werden als ungültige Stimmen gewertet und nicht mitgezählt. 

11. Zur Änderung der Satzung und zur Änderung des Vereinszwecks ist eine Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

12. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das von 
dem/der Versammlungsleiterin und von dem/der Protokollführerin zu unterzeichnen ist. 

13. Die Mitglieder des Vorstandes werden einzeln gewählt. Es ist der/die Kandidatin gewählt, 
der/die mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. Erreicht keine 
Kandidatin im 1. Wahlgang die absolute Mehrheit, findet eine Stichwahl zwischen den 
beiden Kandidatinnen mit der höchsten Stimmenzahl statt. Gewählt ist im 2. Wahlgang 
der/die Kandidatin, der/die die meisten Stimmen erhält. Bei gleicher Stimmenzahl 
entscheidet das Los. Die Vorstandsmitglieder sind wirksam gewählt, wenn die gewählten 
Kandidatinnen das Amt angenommen haben. 

14. Anträge zur Tagesordnung können von allen Mitgliedern in Textform unter Angabe des 
Namens gestellt werden. Die Anträge sind zu begründen und müssen dem Vorstand bis zum 
31. Januar des Jahres zugehen. 

15. Mitgliederversammlungen finden grundsätzlich als Präsenzversammlungen statt. Der 
geschäftsführende Vorstand kann beschließen, dass die Mitgliederversammlung 
ausschließlich als virtuelle Mitgliederversammlung in Form einer onlinebasierten 
Videoversammlung oder als Kombination von Präsenzversammlung und virtueller 



 
 
 

Versammlung (hybride Mitgliederversammlung) stattfindet. Ohne einen entsprechenden 
Beschluss des Vorstandes haben die Mitglieder keinen Anspruch darauf, virtuell an einer 
Präsenzversammlung teilzunehmen. 

16. Teilnahme- und stimmberechtigten Personen, die nicht in Präsenzform an der virtuellen 
oder hybriden Mitgliederversammlung teilnehmen, wird durch geeignete technische 
Vorrichtungen die Möglichkeit gegeben, virtuell an der Mitgliederversammlung 
teilzunehmen und das Stimmrecht auf elektronischem Wege auszuüben. Die Einzelheiten 
zur Registrierung und Gewährleistung der Zugangsberechtigung und Ausübung des 
Stimmrechts können in der Geschäftsordnung geregelt werden. Die Auswahl der 
technischen Rahmenbedingungen (z. B. die Auswahl der zu verwendenden Software bzw. 
Programme) legt der geschäftsführende Vorstand per Beschluss fest. 

17. Technische Widrigkeiten, die zu einer Beeinträchtigung bei der Teilnahme oder bei der 
Stimmrechtsausübung führen, berechtigen die teilnahme- und stimmberechtigten Personen 
nicht dazu, gefasste Beschlüsse und vorgenommene Wahlen anzufechten, es sei denn, die 
Ursache der technischen Widrigkeiten ist dem Verantwortungsbereich des Vereins 
zuzurechnen. 

18. Im Übrigen gelten für die virtuelle bzw. hybride Mitgliederversammlung die Vorschriften 
über die Mitgliederversammlung sinngemäß. 

Begründung / Erläuterung 
Die Regelung zur Mitgliederversammlung wird modernisiert und ausführlicher gefasst. 
Insbesondere werden virtuelle und hybride Mitgliederversammlungen ermöglicht, elektronische 
Stimmabgaben geregelt und Abläufe zur Einberufung, Leitung, Beschlussfassung, 
Protokollierung und Vorstandswahl klarer beschrieben. Dadurch erhält der Verein mehr 
Rechtssicherheit und organisatorische Flexibilität. 

1.5 Ergänzung eines neuen § 10a — Datenschutz 
Neue Fassung 
Nach § 10 wird folgender neuer § 10a eingefügt: 

§ 10a - Datenschutz 
1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der Vorgaben 

der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der 
Mitglieder im Verein verarbeitet. 

2. Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat 
jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: 

 das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO, 
 das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO, 
 das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO, 
 das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO, 
 das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO, 
 das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO und 
 Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde nach Artikel 77 DS-GVO. 



 
 
 
3. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeiter*innen oder sonst für den Verein Tätigen ist es 

untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen zur 
Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich 
zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben 
genannten Personen aus dem Verein hinaus. 

4. Zur Wahrnehmung der Aufgaben und Pflichten nach der EU-Datenschutz-Grundverordnung 
und dem Bundesdatenschutzgesetz bestellt der geschäftsführende Vorstand einen 
Datenschutzbeauftragten, sofern dieses gesetzlich verpflichtend ist. 

Begründung / Erläuterung 
Die Satzung wird um eine Datenschutzregelung ergänzt. Damit wird klargestellt, dass 
personenbezogene Daten der Mitglieder nur unter Beachtung der gesetzlichen 
Datenschutzvorgaben verarbeitet werden. Außerdem werden die wesentlichen Rechte der 
Mitglieder nach der Datenschutz-Grundverordnung benannt. 

Beschlussvorschlag zu Tagesordnungspunkt 1 
Die Hauptversammlung beschließt, die Satzung des Handball-Spiel-Verein Solingen-Gräfrath 76 
e.V. entsprechend den unter Tagesordnungspunkt 1.1 bis 1.5 dargestellten Änderungen zu 
ändern. 

Der Vorstand wird ermächtigt, etwaige redaktionelle Änderungen, die vom Registergericht oder 
vom Finanzamt verlangt werden und den Inhalt der beschlossenen Satzungsänderungen nicht 
wesentlich verändern, vorzunehmen. 

TOP 2. Bericht der Jugend/Damen und Herrenwarts  

Top 3. Bericht über Jahresabschluss 

Top 4. Entlastung des Vorstandes  

Top 5. Neuwahlen des Vorstandes  

Top 6. Bestätigung des Jugendwartes der von der Jugendversammlung am 
13.4.26 gewählten Vertreters.  

Top 7.  Verschiedenes  

 

Anträge sind in schriftlicher Form bis zum 01.09.2026 an  
HSV Solingen Gräfrath Lindgesfeld 29 in 42653 Solingen   zu richten 

 

 

 



 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Der Vorstand 
Handball-Spiel-Verein Solingen-Gräfrath 76 e.V. 

Anlagen: 

1. Satzung — Änderungsfassung 
2. Satzung — Reinfassung 


